
A C T A  U N I  V E R S I T A T I S  L O D Z I E N S I S
FOLIA IURIDICA 39, 1988

Brunon Hołyst*

EFFEKTIVITÄT DER VORBEUGUNG  
UND BEKÄMPFUNG DER RAUSCHGIFTSUCHT IN POLEN

Die Rauschgiftsucht, als V eräußerung der gesellschaftlichen Patholo-
gie, ist keine neue Erscheinung, denn sie entw ickelt sich in unserem  
Land seit Ende der sechziger Jah re  unseres Jahrhunderts. Sie ist w ei-
terhin e in Erkenntnisproblem . U nbekannt sind die A usm aße dieser 
Erscheinung, unbestim m t die äußeren Determ inanten des Einnehmens 
von Rauschmitteln, wie auch die innere M otivation. Die Rauschgift-
sucht als Entscheidungsproblem  vom Typ: w elche M ittel, auf welche 
W eise sind in den Kampf gegen die schädliche Erscheinung zu enga-
gieren — ohne die Lösung des Erkenntnisproblem s, also ohne die Durch-
führung e iner gründlichen m ethodologischen Diagnose, muß ein Pseu-
doproblem bleiben1.

Im Zentrum  des gesellschaftlichen Interesses befand sich das Pro-
blem erst Anfang der achtziger Jahre. Das führte zur Form ulierung 
eines Programms der A ktivitäten der staatlichen Organe im Bereich der 
Vorbeugung und Bekämpfung der Rauschgiftsucht durch e ine  Koordi-
nierungskomm ission für Fragen der Festigung der Rechtssicherheit 
und der Beachtung der öffentlichen Ordnung. Das Program m sollte 
zwei Ziele realisieren:

bis Ende 1983 den Anstieg der Erscheinung der Narkom anie 
stoppen,

in den w eiteren Jah ren  die Erscheinung beachtlich einzuschrän-
ken.

W enn man die Effektivität der bisherigen V orbeugungsm aßnahm en
einschätzt muß man sich vor allem  darüber Gedanken machen, ob solche
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fahren und Kriminalistik der Universität Łódź; Direktor des Instituts für Kriminali-
tätsproblematik in Warszawa.

1 B. H o ł y s t ,  Kryminologia  (Kriminologie), 3. veränderte Ausgabe Warschau 
1986, S. 205.



A ktiv itäten  tatsächlich aufgenom men wurden, insbesondere w ie die 
durch das Programm  vom 6. Juli 1981 präzisierten Unternehm en reali-
siert w orden sind.

Die Realisierung der abgesteckten Ziele sollte über eingehend prä-
zisierte A ktivitäten erfolgen:

1) erzieherische und volksbildungsbezogen-propagandistische T ätig-
keit;

2) Reglem entierung und Einschränkung der Zugänglichkeit phar-
m azeutischer M ittel und Rauschm ittel sowie der Rohstoffe, die zu ihrer 
Herstellung dienen;

3) Entwicklung des Systems der ärztlichen Behandlung und der 
Resozialisierung von Personen, die in Abhängigkeit von Rauschm itteln 
geraten sind;

4) A ufklärungsaktivitäten in N arkom anenkreisen sowie Repressions-
ak tivitä ten gegenüber T ätern von Straftaten, die m it der H erstellung 
und dem Umsatz von Rauschm itteln verbunden sind;

5) organisatorische M aßnahm en, die eine A nhebung der W irksam -
keit der A k tivitäten anstreben, w elche der N arkom anie und den sie 
begleitenden negativen gesellschaftlichen Erscheinungen Vorbeugen und 
sie bekämpfen.

Die Realisierung der dargeste llten  A ktivitäten forderte  e ine  Präzisie-
rung der Aufgaben für die einzelnen M inisterien. Dem Programm  w urde 
e in H arm onogramm  ihrer Realisierung und der Term in ih rer A us-
führung beigefügt.

Das Programm  schuf eine  Chance, die Narkom anie beachtlich e in -
zuschränken, aber es ist nicht gelungen — obwohl seitdem schon fast 
6 Jah re  vergangen sind — einen Teil der w esentlichen Aufgaben zu 
realisieren.

Eine der dringendsten Aufgaben w ar die Ordnung des Rechtsstandes 
im Bereich der Vorbeugung und Bekämpfung der Rauschgiftsucht, denn 
der bestehende Stand w ar unbefriedigend. Den H auptnachteil bildete 
die Tatsache, daß die S traftaten, die in unm itte lbarer Verbindung mit 
der N arkom anie standen, d.h. solche Straftaten, in denen das gesetz-
liche M erkm al ein Rauschmittel w ar2, sich in zwei R echtsakten befan-
den, näm lich in dem Gesetz vom 8.01.1951 über pharm azeutische und

2 Eine solche Einteilung schlug Hanausek vor, vgl. T. H a n a u s e k, W . H a- 
n a u s k o w a ,  Narkomania. Studium krym inologiczne i krym inalistyczne  (Narkoma-
nie. Kriminologisches und krim inalistisches Studium), Warszawa 1976, S. 126 f. Diese  
Einteilung gestaltet sich folgendermaßen: a) Taten, für deren Dasein die unmittel-
bare Verbindung mit den Rauschmitteln erfoderlich ist, b) Straftaten, für deren  
Existenz diese Verbindung nicht unbedingt erforderlich ist (z.B. Art. 208 StGB, 
265 StGB und andere), c) die Einnahme von Rauschmitteln ist zur direkten Ursache 
der Straftat geworden.



-betäubende M ittel sowie über sanitäre A rtikel (Gesetzblatt Nr. 1, 
Posten 4 mit späteren Änderungen — G esetzblatt Nr. 22 Posten 116 
von 1963) und Art. 161 des Strafgesetzbuches.

Gleichzeitig m achten die Rechtsregelungen keinen Unterschied zwi-
schen dem N arkom anen — Täter einer Straftat und dem Händler von 
Rauschmitteln. Ein charakteristisches Beispiel dafür bildete der A rt 
161 StGB.

Eine weitere Inkohärenz des Rechtssystem s in bezug auf Straftaten, 
die als Narkom anie typ isiert w urden3, w aren  zwei Bedeutungen des 
gesetzlichen M erkmals „Rauschm ittel". Die polnischen strafrechtlichen 
Norm ungen pönalisierten nicht alle  Taten, die den  vom  Staat kon-
trollierten und mit den Interessen des S taates übereinstim m enden Um-
satz von Rauschm itteln verletzten. Durch d ie  kata logartige  Aufzählung 
von verbotenen Taten, die Gegenstand der E xekutivtätigkeiten im Art. 
29 des Gesetzes vom 8.01.1951 bildeten, schuf man eine  kasuistisch 
abgeschlossene Disposition. Es fehlten zum indest zwei Taten, die e iner 
Reglem entierung unterzogen w erden sollten — es w aren: der Anbau 
und die Ernte der Rohstoffe, aus denen Rauschm ittel herqestellt w er-
den.

Der Sejm verabschiedete am 31. Januar 1985 ein Gesetz über die 
Vorbeugung der Rauschgiftsucht4. Das Gesetz ist in unserer Gesetz-
gebung der erste  Rechtsakt, der auf komplexe W eise  d ie  Erscheinung 
der Rauschgiftsucht recrelt.

Eine Konsequenz des Program ms der A ktivitäten der staatlichen 
O rgane vom Ju li 1981 ist der Art. 1 dieses Gesetzes, der laute t: Die 
staatlichen Orqane sind verpflichtet, M aßnahm en zu treffen, die eine  
Vorbeununq der N arkom anie anstreben und die Bildung von Bedin-
gungen der ärztlichen Behandlunq, Rehabilitation, Readaptation und 
Resozialisation von Personen, die in Abhängiqkeit von betäubenden und 
nsvchotronen M itteln geraten sind, w ie auch in  diesem  Bereich die 
Tätigkeit der gesellschaftlichen Organisationen, der Kirche und anderer 
zu unterstützen. Die einzelnen M inisterien: für Gesundheitsw esen und 
Sozialfürsorge, für Volksbildung und Erziehung, der Justiz, für Innere  
Angelegenheiten, w ie  auch andere  Organe der staatlichen V erw altung 
sowie d ie gesellschaftlichen O rganisationen w urden verpflichte t (Art.
3, 4, 51. in iedem Pereich M aßnahm en zu treffen, die e ine  Einschrän-
kung und Abschaffung der Erscheinung der N arkom anie anstreben. 
Zwecks Koordination der unternom m enen Aktivitäten bildet man eine 
am M in isterra t tätiae Kommission für Fragen der V orbeugung der 
Narkom anie (Art. 61. Die Program me der Vorbeugung der Narkoma-

3 So werden Straftaten genannt, deren gesetzliches Merkmal das Rauschmittel ist.
4 Gesetzblatt Nr. 4. Posten 15.



nie beschließt der M inisterrat (Art. 7). Vorsitzender der Kommission 
für Fragen der Vorbeugung der N arkom anie ist e iner der ste llvertre-
tenden V orsitzenden des M inisterrates.

Die Aufgaben im Bereich der Vorbeugung der Narkom anie w erden 
durch die Realisierung der A ktivitäten präzisiert, die in Art. 2 bestim mt 
werden; es sind insbesondere:

1) Erzieherische und prophylaktische Tätigkeit,
2) Kontrolle ülber den Mitteln, die zur N arkom anie führen können,
3) ärztliche Behandlung, Rehabilitation und Resozialisation der Ab-

hängigen.
Art. 8 bestimm t die Prinzipien der Bildung eines Fonds für V or-

beugung der Narkom anie. Seine Bestimmung bezeichnet § 2 dieses 
Artikels, es sind die prophylaktische, Resozialisations-, Heil-, Rehabili-
tations-, Readaptationstätigkeit, Investitionenen und G eneralüberholun-
gen, wissenschaftliche Forschungsarbeiten und andere  A uslagen im 
Bereich der Vorbeugung der Narkomanie.

Paragraph 3 bestimmt die Einkünfte des Fonds; es sind:
1) Einzahlungen vom Zentralhaushalt in der Höhe bis zu 1% des 

W ertes der verkauften A lkoholgetränke im Jahresm aßstab,
2) freiwillige Einzahlungen, Schenkungen, V erschreibungen sowie 

von den Fundationen überw iesene Mittel,
3) vom Gericht aufgrund der V orschriften des vorliegenden Ge-

setzes verhängte Entschädigungen,
4) andere, von dem M inisterrat festgelegte Einkünfte.
Über den Fonds verfügt der M inister für Gesundheitswesen und 

Sozialfürsorge (Art. 8 § 4).
Die Höhe der Einzahlungen vom Z entra lhaushalt sowie die Prinzi-

pien und die Art und W eise ihrer Inanspruchnahm e bestim m t der 
M inisterra t aufgrund des Program ms der Vorbeugung der N arkom a-
nie (§ 5 Art. 8).

Artikel 9 des Gesetzes bestim mt die Bedeutung der im Gesetz ge-
brauchten Termini. Angegeben wird die Bedeutung der wesentlichen 
Begriffe. Die Narkom anie (Rauschigftsucht) w urde definiert als stän-
diges oder zeitw eiliges Einnehmen von betäubenden oder psychotro- 
pen M itteln oder von Ersatzm itteln zu nichtm edizinischen Zwecken, 
was zur Abhängigkeit führen kann oder geführt hat.

Die Abhängigkeit von betäubenden oder psychotropen M itteln ist 
ein Komplex von psychischen und m itunter physischen Erscheinungen, 
die sich aus dem Einwirken dieser M ittel auf den m enschlichen O rga-
nism us ergeben und die sich durch e ine  Änderung der V erhaltensw eise  
und andere  psychophysische Reaktionen in einem  bestim m ten Milieu 
charak terisieren, sowie durch die Notwendigkeit, diese M ittel ständig



oder zeitweilig einzunehm en, um deren Einfluß auf die Psychik zu 
empfinden oder um die Folgen zu verm eiden, die durch ihren Mangel
veru rsach t werden.

Definiert w urden überdies die Termini: Mohn, Hanf, M ohnstroh, 
abhängige Person und von Abhängigkeit bedrohte Person.

Die Herstellung bedeutet -nach dem Gesetz Tätigkeiten, mit deren 
Hilfe betäubende oder psychotrope M ittel erhalten  w erden können, 
darun ter auch die Reinigung und Extraktion von Rohstoffen und H alb-
produkten, die Um wandlung der e inen M ittel in an dere  sowie die Er-
haltung von Salzen dieser Mittel.

Die V erarbeitung ist das Erhalten von festen oder flüssigen Gemi-
schen der betäubenden oder psycho tropen M itteln sow ie die V erle i-
hung diesen M itteln einer Form, wie sie im Gesundheitswesen benutzt 
werden.

Das Präparat ist e ine  Lösung oder ein Gemisch in jedem  physis-
chen Zustand, die eine oder m ehrere betäubende bzw. psychotrope 
Substanzen in ungete ilter Form enthalten  oder auch eine oder m ehrere 
betäubende tzw. psychotrope Substanzen in dosierter Form.

Das Gesetz führte Definitionen der legalen betäubenden, psychotro-
pen M ittel und der Ersatzsubstanzen ein. Ihre Listen sollten von dem 
M inister für G esundheitsw esen und Sozialfürsorge veröffentlicht w er-
den.

Das Kapitel 2 des Gesetzes ist e iner w ichtigen und zugleich kon-
troversen Frage gewidmet, nämlich dem Anbau von Mohn und Hanf. 
Eingeführt wurde das Prinzip, daß der Anbau von M ohn ausschließlich 
für den Bedarf der pharm azeutischen Industrie und für N ahrungs-
zwecke qeführt w erden kann, und der Anbau von Hanf für den Bedarf 
der Textilindustrie.

Das Gesetz bestimm te, daß sich mit dem Anbau von Mohn und Hanf 
eine  natürliche Person -oder e ine  organisatorische Einheit ausschließlich 
aufqrund eines K on traktvertrags beschäftigen kann.

Der Anbau von Mohn für Nahrungszw ecke durch individuelle Bau-
ern  ist auf e iner Fläche von nicht mehr als 20 m* geschlossener Bebau- 
unq oestatte t. Außerdem  w urde er zeitlich bis auf das Jah r 1990 e in -
geschränkt. Gleichzeitig können die Volksräte der W ojew odschaften in 
dem ihnen zuständigen Gebiet oder in einem  Teil von ihm für eine 
bestim m te Zeit den Anbau von Mohn verbieten. Dieses Recht haben 
die V olksräte von: Gdańsk, Legnica, Krakau, Koszalin und Olsztyn in 
AnsDruch oenommen. Ein Bauer, der die zur Frage stehenden Zucht-
pflanzen anbaut, muß sie in dem regionalen V erw altungsorgan regis-
trieren  und ist überdies verpflichtet, das Stroh im ganzen dem Staat 
zu verkaufen oder es zu vernichten.



Das Kapitel III ist den betäubenden und den psychotropen M itteln 
gewidmet. Das Gesetz berechtig te den M inister für G esundheitsw esen 
und Sozialfürsorge dazu, auf dem W ege der V erordnung (Art. 21) e ine 
Liste der betäubenden und psycho tropen M ittel zusam m enzustellen. 
Alber e in halbes Jah r lang konn te das Gesetz über die V orbeugung der 
Narkom anie nicht angewandt werden, da es keine D urchführungsver-
ordnung in dieser Frage gab, die überdies die Bedingungen der Über-
wachung dieser Substanzen bestimm en würde, es gab also keine  Bestim-
mung des Gegenstands der Vollzugstätigkeiten. Die V erordnung von 
der die Rede ist, w urde im G esetzblatt Nr. 53 vom  21. N ovem ber 1985 
veröffentlicht. Bis dahin konnten also die V orschriften über die H er-
stellung, die V erarbeitung, den Transit, die Aus- und Einfuhr dieser 
Substanzen nicht realisiert werden. Gleichzeitig blieben ohne Leben 
einige strafrechtliche Vorschriften des Gesetzes (Kap. V.).

Eine der grundlegenden Schwächen in unserer Gesetzgebung ist, daß 
im Zuge des Gesetzes die D urchführungsakte nicht in Kraft tre ten, deren 
Ausbleiben die Durchführung des Gesetzes nicht möglich macht.

Der ganze Satz der Durchfährungsakte wurde gegen Ende des Jahres 
1985 veröffentlicht. Bisher w urde keine V erordnung des M inisters fur 
G esundheitsw esen und Sozialfürsorge über die Ersatzm ittel veröffent-
licht, die ansta tt der betäubenden oder psychotropen M itteln bzw. in 
den nleichen Absichten angew andt werden. A ußerhalb der Reglamen- 
tierunq im Sinne des Rechtes bleiben M ittel, die allgem ein von einem  
Teil der abhängigen Jugend angew andt werden. A ndererseits scheint 
das gesetzliche Verbot, das sich auf die Substanzen bezieht, die in der 
gegebenen Situation die Rolle von Ersatzm itteln spielen können, schw er 
einführbar zu sein, da es in diesem  Fall um  allgem ein gebräuchliche 
Substanzen geht, wie z.B. der Klebstoff ButapTen oder ande re  Lösemittel. 
Im M inisterium  für Gesundheitsw esen und Sozialfürsorge ste llt man 
fest, daß eine  derartige  Verordnung w ahrscheinlich in der nächsten 
Zeit nicht veröffentlicht wird, infolge der m ißglückten N otierung des 
Gesetzes in bezug auf die „Ersatzm ittel", denn das w äre  e ine  allzu 
b reite  Pönalisierung.

Die Durchführungsakten, die die Durchführung des Gesetzes zurück-
halten, das ist nur eine Seite des fehlerhaften Funktionierens des Ge-
setzes über die Verbeugung der Narkom anie. Eine zweite, nicht m inder 
wesentliche Frage ist die prophylaktische Tätigkeit.

A rtikel 2 des Gesetzes präzisiert, daß zu den Aufgaben im Bereich 
der Vorbeugung der Narkom anie insbesondere die  erzieherische und 
prophylaktische Tätigkeit gehören sowie die ärztliche Behandlung, die 
Rehabilitation und die Resozialisation der Abhängigen.

Den Bereich der erzieherisch-prophylaktischen Tätigkeit bilden vor



allem Formen, die auf der Bewußtm achung der Schädlichkeit der Ge-
sellschaft beruhen. Dazu w urden  die M inister verpflichtet: für Volks-
bildung und Erziehung, für W issenschaft und Hochschulw esen, für 
Kultur und Kunst, für Fragen der Jugend, der V orsitzende des Kom itees 
für Lragen des Rundfunks und Fernsehens sow ie andere  staatliche 
Institutionen.

Überdies w ird  das M inisterium  für Volksbildung und Erziehung die 
Problem atik der Vorbeugung der N arkom anie in  den  Lehr- und Erzie-
hungsprogram m en in Schulen unterschiedlichen Typs berücksichtigen. 
M an fing damit an, im Ja h re  1985 e ine  derartige  T ätigkeit auf drei 
Ebenen durchzuführen:

— auf der erz ieherisch-ak tiv ierenden Ebene, d ie  an die Eltern, die 
Lehrer und die Jugend ad ressiert ist,

— auf der beratungs-therapeutischen Ebene, die auf die  Kinder und 
Jugendlichen aus den G ruppen des Risikos ausgerich te t ist,

auf der prophy laktisch-erzieherischen Ebene, die  die  gefährdete 
Jugend umfaßt.

Die A ktivitä ten auf der ers ten  Ebene w urden  in den Lehrprogram -
m en berücksichtigt, besprochen w erden u.a.:

— Problem e und U nruhen des Jugendalters,
— der destruk tive  Einfluß der Laster auf die G esundheit und die 

Entwicklung des M enschen,
— die W ege und U rsachen des Verfallene in e in  Laster,

• N arkom anie als Problem des Einzelwesens und der Gesellschaft, 
Zusam m enbruch und Krisen im Leben des M enschen.

Die genann te Problem atik w ird leider nicht im m er von vorbereite-
ten Personen vorgeführt und w enn m an die diesbezüglichen Berichte 
von der Tätigkeit der Zentren die dem M inisterium  für Gesundheits-
wesen und Sozialfürsorge unterliegen, liest, hat man den Eindruck, 
daß es eher darum  geht, daß e in  bestim m ter Punkt des P lanes rea li-
siert wird, und nicht um e in e  sachliche und redliche Inform ation über 
diese Erscheinungen.

Die von anderen A dressaten realisierte  prophylaktische Tätigkeit 
gestaltet sich noch bescheidener. Denn die A ktiv itäten w erden viel zu 
einseitig vorgeschlagen. W eiterhin sind v iele  Ä rzte nicht imstande, den 
Eltern A ntw orten über die Folgen des Lasters, die M öglichkeiten der 
Kur zu erte ilen.

Im Rundfunk im d ritten Program m  gibt es zyklische Sendungen, 
die der Tätigkeit der V ereinigung MONAR gewidm et sind — m an ge -
winnt den Eindruck, daß w ir nur auf diese W eise  der N arkom anie 
Vorbeugen.



In den Fernsehprogram m en gab es schon seit langer Zeit keine  Sen-
dung mehr, die dieser Problem atik gewidm et wäre.

Um w eiterhin die prophylak tische T ätigkeit durchführen zu können, 
m üßte m an vor allem die Subjektreichw eite dieser A ktivitäten bestim -
men.

Das Gesetz definierte eine abhängige Person a ls e ine solche, die im 
Endergebnis der Anw endung in m edizinischen Zw ecken oder infolge 
des M ißbrauchs der betäubenden oder psychotropen M itteln sich in 
einem  Zustand der A bhängigkeit von diesen M itteln befindet.

Die durch Abhängigkeit bedrohte Person ist e ine  solche, die zeit-
weilig betäubende oder psycho trope bzw. Ersatzm ittel einnimm t.

Beide angeführte Definitionen kann, m an nicht a ls allzu glücklich 
bezeichnen mit H insicht auf die Tatsache, daß sie  sich seh r wenig 
präziser Term ini bedienen. In der ersten  der besprochenen Definitionen 
sollte der Begriff Abhängigkeit das A ttribu t zum indest „psychisch" 
besitzen, da nicht alle M ittel geeignet sind, e inen  Stand der physischen 
A bhängigeit hervorzurufen. Aber en tschieden unklarer ist d ie  zw eite 
der angegebenen Definitionen, denn zum erste n  bedient sie  sich des 
nichtdefinierten M erkm als „Ersatzm ittel", und zum zw eiten führt sie 
die Bezeichnung „zeitweilig" ein.

W ird diese Periodizität z.B. auf dem  Schnupfen von Stoff einm al 
im M onat beruhen? Überdies w urden  durch  diese Definition nich t die 
Personen erfaßt, die e inen  system atischen K ontakt mit der a lternati-
ven  Gruppierung haben und die  n o c h  keine  betäubenden oder psy -
chotropen M ittel einnehm en. Bewiesen ist d ie Tatsache, daß solche 
Personen das Einnehm en solcher Substanzen aufnehm en können. Sie 
aus der prophylaktischen Tätigkeit auszuschließen w eckt Zweifel.

Aber noch größere Beunruhigung w eckt die  Nichtbestim m ung der 
Reichweite der subjektiven Tätigkeit. Obwohl se it der Verabschiedung 
des Gesetzes zwei Jah re  vergangen  sind, kennen  wir immer noch nicht 
die Zahl der von betäubenden und psychotropen M itteln Abhängigen, 
und schon gar nicht die Zahl der von  der N arkom anie bedrohten 
Personen.

Die bisherigen zugänglichen Statistiken und Ergebnisse der epide-
m iologischen Forschungen sind fragm entarisch, unvollständig und un-
genau. In Anlehnung an die Daten des M inisterium s für G esundheitsw e-
sen und Sozialfürsorge ist man der M einung, daß sich durchschnittlich 
in die psychiatrischen Z entren jede v ierte  — fünfte Person meldet; 
wenn das im Jah re  1985 7000 Personen ausm achte, dann beträg t die 
Zahl von Personen, denen m an eine  spezialistische medizinische Hilfe 
leisten müßte, etw a 30 000—35 000 Personen. Die Zahl der Bedrohten 
w ird 4—5 mal größer sein, d.h. sie wird e tw a 200 000 betragen.



N ach den Inform ationen des M inisterium s für Volksbildung und 
Erziehung gab e s 1У84 — 5146 sich berauschende Schüler, was e inen 
Koeffizienten von 8,0 auf 10 000 Schüler ergibt, d ie  bedrohte Jugend  
wird auf etw a 40 000 eingeschätzt.

Bis Ende 1986 sollten e tw a 30 prophylaktisch-erzieherische Zentren 
(ohne zusätzliche investitionsaufw ändej eröffnet w erden, aber aus e iner 
provisorischen Einschätzung erg ib t es sich, daß nicht einm al die Hälfte 
Oer geplanten Zentren in Betrieb genom m en wurde.

Das vollständigste Program m  der T herapie w ird im Zentrum  der 
Soziotherapie realisiert, leider funktioniert im Lande nur e in  einziges 
solches Zentrum.

Die Heil-, Rehabilitations- und Resozialisationstä tigkeit der A bhän-
gigen, die die d ritte  der w ichtigsten Aufgaben des Gesetzes ist, koord i-
n iert das M inisterium  für Gesundheitsw esen und Soziaifürsorge.

Das Gesetz läß t die D urchführung der Rehabilitation und R eadapta-
tion von A bhängigen durch gesellschaftliche O rganisationen, durch  die 
Kirche und andere  konfessionelle Verbände sow ie durch natürliche 
Personen zu au fgrund e iner Genehm igung des M inisters für Ge-
sundheitsw esen und Sozialfürsorge (Art. 23 § 2). Die Entwöhnungs-
therapie  ist im Prinzip freiwillig, es gibt aber von diesem  Prinzip drei 
Ausnahm en:

1) Art. 25 form uliert das Prinzip, daß auf A ntrag eines gesetzlichen 
V ertreters, V erw andter in e rster  Linie oder Geschwister bzw. e iner 
eizieherisch-berutlichen Beratungsstelle das Fam iliengericht e in e  abhän-
gige Person, die das 18. Lebensjahr nicht beendet hat, zur zwangsläufi-
gen 1 herap ie  und zur Rehabilitation einw eisen kann;

2) Art. 34 § 3 sagt aus, daß das G ericht im Falle  der V erurteilung 
e iner abhängigen Person zu e iner bedingungslosen Freiheisentzugsstrafe 
anordnen kann, daß der T äter vor der A bsitzung der S trafe in e iner 
entsp rechenden H eilanstalt untergebrach t wird;

3) Art. 34 § 1 lautet: im Falle der V erurteilung e iner abhängigen 
Person zu e iner Freiheitsen tzugsstrafe m it bed ingter A ussetzung v er-
pflichtet das G ericht den V erurteilten, sich in e iner entsp rechenden 
H eilanstalt e iner Kur und der Rehabilitation zu unterziehen.

In Fällen, die in den Punkten I und 2 vo rgesehen sind, ist die Zeit 
der Therapie nicht länger a ls  2 Jah re  und das G ericht en tscheidet — 
aufgrund der Ergebnisse der T herapie — über den Abschluß des Aufen-
thalts in der Entwöhnungsanstalt.

Die einzige N euigkeit in den gegenw ärtigen Regelungen — vergli-
chen mit dem vorigen Rechtsstand — beruh t auf der Auferlegung dem 
Gericht der Pflicht, in das Urteil die Therapie der mit Strafaussetzung 
zur Bewährung veru rte ilten  Person mit einzubeziehen. Die übrigen Re-



gelungen w aren schon vorher vorgesehen. In bezug auf eine m inder-
jährige  Person war es möglich, die Entm ündigung durchzuführen und 
e iner T herapie zu unterziehen, und  der Art. 34 § 3 ist identisch mit 
dem vorher angew andten Art. 102 StGB.

Es scheint, daß die A lternativen der ärztlichen Behandlung der Nar- 
kom anen — Tätern von straffälligen T aten en tschieden zu eng sind. 
Der Justizm inister erließ  in dieser Frage zwei V erordnungen:

— über die eingehenden Prinzipien und die A rt und W eise  des 
Vorgehens in Sachen der Behandlung, Rehabilitation und Resozialisa- 
tion in bezug auf M inderjährige, die von betäubenden oder psychotro-
pen M itteln abhängig sind und die in Besserungsansta lten un tergebracht 
w urden (Gesetzblatt Nr. 39, Posten 187 von 1985);

— über die eingehenden Prinzipien und die A rt und W eise des 
Vorgehens in Fragen der Behandlung, Rehabilitation und Resozialisa- 
tion in bezug auf von betäubenden und psychotropen M itteln abhängi-
gen Personen, die in S trafanstalten, in U ntersuchungshaft und in Zen-
tren der gesellschaftlichen Anpassung un tergebrach t w urden  (Gesetz-
blatt Nr. 39, Posten 187, 1985).

Solche Form en der Absitzung der S trafe des Freiheitsentzugs in 
Verbindung mit der gleichzeitigen T herapie und  Resozialisation der 
Personen sollten die M ethoden des Vorgehens m it N arkom anen •— 
Tätern von Straftaten bereichern. Aber die heutigen Erfahrungen sind 
nicht allzu zufriedenstellend, denn die S trafanstalten sind trotz der Bil-
dung spezialistischer Detoxizierungs- und ResozialisationsaÜteilungen 
vor allem  eine  Strafanstalt. In bezug auf die N arkom anen sind, wie 
es scheint, variab lere  A ktivitäten einzuführen. Das Personal der S traf-
ansta lten w urde en tsp rechend geschult, es ist aber in vielen Fällen 
w eiterhin nicht auf die  Realisierung der Resozialisation und  Rehabilita-
tion vorbereitet. Gegenwärtig gibt es 7 D etoxizierungsabteilungen und
1 Resozialisationsabteilung.

Bedenken wecken auch die Lücken, d ie im zweiten der V ollzugsakte 
auftreten. Es ist nämlich nicht bekannt, in w elchen Bedingungen der 
sich in U ntersuchungshaft Befindende behandelt wird. W ird  in dieser 
Zeit das V orverfahren kraft des Art. 15 StPO ausgesetzt?

Die Rauschgiftsüchtige behandelnden Fach leute geben auch  an, daß 
der Therapiezw ang m inderjähriger Narkom anen keine allzu gute  M aß-
nahme ist. Man ist allgem ein der Meinung, daß zur richtigen Therapie 
e ine M otivation notwendig ist, über die nicht einm al immer Personen 
verfügen, die sich zur Entwöhnungskur melden.

Eine w eitere  Frage ist die allzu bescheidene Kur- und prophy lak -
tische Basis, obwohl in den Jah ren  1981— 1986 ein  Anstieg der Zahl



der spezialistischen Heil-, Rehabilitations- und R eadaptationszentren 
für Abhängige erfolgt ist.

Im Jah re  1986 funktionierten folgende Zentren für Abhängige:
19 spezialisierte Beratungsstellen für Abhängige,
20 ausgew ählte Beratungsstellen für psychische Gesundheit,

125 Detoxizierungsbetten,
28 Rehabilita tionszentren für etw a 650 Patienten,
25 Konsultationspunkte,

2 Hostels.
Überdies verfügt der G esundheitsdienst über 4 Laboratorien, die 

Identifikationsforschungen über Rauschm ittel in Körperflüssigkeiten 
durchführen.

Aber komplexe Heil- und Rehabilitationssystem e w erden nur in den 
W ojewodschaften: W arszawa, Katowice, Legnica und Lublin organisiert. 
Die größten Bedürfnisse tre ten  gegenw ärtig in den W ojewodschaften: 
Poznań, Szczecin, Elbląg, Jelenia Góra, Rzeszów auf sowie in dem Ge-
biet von Bydgoszcz—Toruń und Kielce—Radom.

Die w eitere Entwicklung der Heil-, Rehabilitations- und  R eadapta-
tionszentren hängt jedoch von der A ktivität der W ojew odschaftsbehör-
den ab, denen von dem Gesetz diese Pflicht auferlegt worden ist.

Die drincrendsten Bedürfnisse in diesem Bereich um faßt die Bildung 
im Jah re  1987 von:

ca. 50 Detoxikationsbetten (in Łódź, Gdańsk, Szczecin, Bydgoszcz);
ca. 300 Plätzen in Rehabilitationszentren;
9 spezialistischen Beratungsstellen;
6 Laboratorien, die die Identifikation von Rauschm itteln in Kör- 

'oerflüssiokeifen durchführen;
Vorgesehen ist auch die Gründung eines Kollektivs für Fragen der 

Analytik der Betäubunqsmittel, das die Tätigkeit der L aboratorien ko-
ordinieren wird, w elche die Identifikation von Rauschm itteln in Körper-
flüssigkeiten durchführen, w ie auch den Kader für den Bedarf der La-
boratorien schulen wird.

In der heutigen Situation kommt es zu Fällen, daß Personen, die 
aufgrund eines Gerichtsurteils zur Aufnahme einer Theraoie verpflich-
tet w urden, keinen freien Platz finden können.

Das prophylaktisch-therapeutische Modell einschätzend, das von 
dem Gesetz über die V orbeugung der N arkom anie angenomm en w ur-
de. kann man feststellen, daß sein Funktionieren trotz a ller Bemühun-
gen nicht, zufriedenstellend its. W enn man von den geplanten A ktiv i-
täten liest und dann ihre Realisierung überprüft, sieht man oft, wie 
re rin g  der Prozentsatz der V orhaben ist, die bereits realisiert w o r d e n  
sind.



Das Gesetz über die Vorbeugung der Narkom anie ist ein Rechtsakt, 
der allzu viele  Lücken aufweist. Die dazu herausgegebenen Durch- 
führunosakte sind trotz der lanoen Zeit ih rer V orbereitung nicht rich- 
tio vorbereite t und bedienen sich abgegriffener Redeweisen. Es scheint, 
daß es trotz der Benennung des Gesetzes „über die Vorbeugung der 
N arkom anie" eher e in Gesetz über die Bekämpfung d ieser Erscheinung 
ist.

Kapitel V des Gesetzes ist im oanzen der strafrechtlichen V erantw or- 
tunn von Personen newidm et, die den reglem entierten Umsatz, die 
H erstellung und den Handel mit betäubenden und psychotropen M itteln 
verletzen.

Das Gesetz führte sieben grundlegenden Typen von Straftaten ein. 
Durch die staatliche K ontrolle e rfaß te  m an auß er den betäubenden und 
ipsvchotrooen M itteln auch M ohnstroh und Hanf. Das Gesetz sieht im 
Falle der S traftaten, w elche zwecks Erzieluna finanzieller oder persön-
licher V orteile benangen wurden, e ine  Erhöhung der aesetzlichen An-
drohungen voraus.

Im Falle wiederum , w enn G enenstand der straffälligen V erhaltens-
w eise  eine gerinnere  Anzahl des M ittels sein wird, tritt ein privilegier-
ter TvP der S traftat auf und die strafrechtliche V eran tw ortung ist 
verringert.

Art. 26 § 1 lautet: „W er geoen die V orschriften des Gesetzes Mohn 
oder H anf anbaut, unterließt e iner Freiheitsentzunsstrafe bis zu zwei 
Jahren, e iner Strafe der Freiheitsbeschränkung orter e iner Geldstrafe".

O biekt des unm ittelbaren Schutzes ist die Gesundheit und das 
m enschliche Leben. O biekt des indirek ten Schutzes ist der m it den 
Interessen des S taates übereinstim m ende, kontro llierte  Anbau der Roh-
stoffe für die Produktion von Rauschm itteln.

Subiekt der S traftat kann ieder sein, es ist also eine S traftat aus d^r 
KatecroTie der alloemeinen Delikten. Aus dem Kreis der Subtekte sinH 
Personen ausgeschlossen, die M ohn und Hanf in Übereinstim m una mit 
den V orschriften des Gesetzes anbauen. M ohn w urde zu^elassen wi™ 
Anbau durch individuelle Bauern für Nahrunciszwecke, aber das w urde 
durch einioe Bedingungen abaesichert:

— es ist e ine  ze itw eilig e  Berechtim ina, die nach 1990 erlischt, aber 
der V olksrat der W oiew odschaft kann  auf seinem Gebiet früher ein 
tota les V erbot des Anbaus von M ohn ein führen5,

— die  Anbaufläche darf nicht 20 m* einer geschlossenen Fläche 
betragen,

5 D iese Möglichkeit haben bis jetzt in Anspruch genommen die W ojew odschafts-  
volksräte in Gdańsk, Jelenia Góra, Koszalin, Legnica und Olsztyn.



— der Bauer muß bis zum 15. Juli den Artbau in dem entsp rechen-
den Organ der terr ito rialen  V erw altung registrieren.

Außer dieser von dem Gesetz vorgesehenen M öglichkeit des Anbaus 
von Mohn für Nahrungszw ecke durch individuelle Bauern läß t das 
Gesetz den Anbau von Mohn für Zwecke der pharm azeutischen und 
Lebensm ittelindustrie zu, und den Anbau von Hanf für Zwecke der 
T extilindustrie  — aufgrund eines K ontraktationsvertrags.

Die objektive Seite besteht aus zwei Elementen, nämlich aus dem 
Obiekt der Vollzugstätigkeiten, wie es Mohn und Hanf sind, und dem 
bestim m ten Typ der verbotenen  V erhaltensw eise — dem Anbau.

Die subjektive Seite: die S trafta t kann nur absichtlich begangen 
werden.

ParaGraph 2 des besprochenen Artikels verbie te t es, necren die 
Vorschriften des Gesetzes Mohnmilch, Opium, M ohnstroh. H anfkraut 
zu sammeln. Die Strafm aßnahm en gestalten sich in derartigen uner-
laubten Verhaltensw eisen genau so, wie im ersten  Paragraph. Das 
Gesetz läßt die Ernte von M ohnstroh durch einen Bauern zu. der für 
seimen Bedarf Mohn anbaut, aber es muß im ganzen an den Staat 
verkauft oder vernichte t werden. Die oestzlichen M erkm ale sind 
außer der objektiven Seite identisch wie in dem Kontratyp der Straf-
tat, die im ersten  Paragraph des zur Frage stehenden Artikels vor-
gesehen sind.

Paragraph 3 führt das Prinzip ein, daß der Täter unabhängig von 
dem W ert des besohl a ngnahm ten Objekts: der Mohnmilch, des M öhn-
strohs oder der betäubenden bzw. psychotropen Mittel, wenn 'er sie 
zwecks A neicmung mitgenom men hat, die V erantw ortung  w ie für e ine  
S traftat trä^t. Die Norm ungen dieses Artikels sind eine  Ausnahme von 
dem allgemeinen Prinzip über die Überweisung vom Sichen mit gerin -
gerem  W ert des Vermögens zur Untersuchung an die Koltacricn für 
TJibertretunctssacben (Gesetzblatt Nr. 23 von 1966, Po«ten 14P). E im e- 
führt w urden durch das zusätzliche M erkm al „zwecks Aneignung" Ab-
sichtsdelikte.

Der zur Fraoe stehende Artikel führte einen  neuen Typ der ve r-
botenen V erhaltensw eise ein, näm lich den Anbau und die Sammlung 
(Ernte). Er erw eiterte  dadurch den Bereich der Pönalisierung, verg li-
chen mit den vorigen strafrechtlichen Normungen des JTnusrgesetzes 
von 1951.

Die in Art. 29 des Gesetzes vom 8.01.1951 über die pharm azeutischen 
und betreibenden M ittel sowie über sanitäre A rtikel verbotenen Typen 
von V erhaltensw eisen w urden nun  in drei Artikeln genormt.

Gleichzeitig un terscheidet das Gesetz den Grunddelikt sowie die



qualifizierten Tatbestände je  nach dem Ziel der Aufnahme der Tätig-
keit und der M enge des O bjekts der Vollzugstätigkeiten.

Besprochen w erden der Reihe nach diese drei Typen von straf-
fälligen V erhaltensw eisen.

Artikel 27 pönalisiert die illegale Herstellung von betäubenden und 
psychotropen M itteln sowie die V erarbeitung von Mohnmilch, M ohn-
stroh und betäubenden oder psychotropen Mitteln. Der grundlegende 
Typ dieser A rt verbotener V erhaltensw eise sieht eine strafrechtliche 
Sanktion bis zu 3 Jah ren  Freiheitsentzug vor im Falle e iner größeren 
Anzahl von O bjekten der Vollzugstätigkeiten, bzw. wenn die verbotene 
Tätigkeit aufgenom m en wurde, um finanzielle oder persönliche Vorteile 
zu erzielen, w urde die obere Grenze der strafrechtlichen Sanktion auf 
5 Jah re  erhöht.

Unm ittelbares Objekt des Schutzes ist die Gesundheit und das m en-
schliche Leben.

Subjekt der S traftat kann  jeder sein. Die H erstellung betäubender 
und psychotroper M itteln erfolgt ausschließlich aufgrund von Geneh-
m igungen des M inisters für Gesundheitsw esen und Sozialfürsorae (Art. 
15 § 1). O hne Genehmigung darf die V erarbeitung von betäubenden 
und psychotropen M itteln erfolgen, w enn sie in Apotheken durch-
geführt w ird (Art. 15 § 2). Gleichzeitig führte die V erordnuna des Mi-
nisters für Gesundheitsw esen und Sozialfürsorge vom 21. September 
1985 eingehende Prinzipien der Bedingungen der Produktion und deren 
Überwachung ein (Gesetzblatt Nr. 53, Posten 275).

A rtikel 29 pönalisiert den verbotenen Im port aus dem Ausland, den 
Export ins Ausland und den T ransittr an sport von betäubenden u n i  
psychotropen M itteln.

Der G runddelikt ist m it e iner Sanktion von bis 5 Jahren Freiheit- 
sentzuasstrafe bedroht (identisch w ar dies im Art. 29 des Gesetzes vom
8.01.1951 cenorm t). In bezug auf den priv ilegierten Tatbestand sieht das 
Gesetz vor, daß die Sanktion in Fällen von Geringerer B edeutum  h er-
abgesetzt wird auf 1 Jah r Freiheitsentzuosstrafe, die Strafe der Frei- 
heitsbeschränkuna oder eine  Geldstrafe. Dieser K ontratyp verbotener 
V erhaltensw eise kommt, w ie  es scheint, dann zustande, w enn die M en-
ge des betäubenden oder psychotropen M ittels darauf verw eist, daß 
das M ittel für eigenen Gebrauch bestim m t war.

Parao raph 3 des besprochenen A rtikels führt e inen qualifizierten 
T atbestand e in in Fällen en tw eder e iner beachtlichen M enge des 
betäubenden bzw. psychotropen M ittels oder des A uftretens des dohis 
coloratus (die Tätigkeit wird aufgenommen, um finanzielle oder n er -  
sönliche V orteile zu erzielen). In diesen Fällen ist diese Straftat, ein 
V erbrechen und die Sanktion in Form der Freiheitsentzugsstrafe “kann



nicht kürzer sein als 3 Jah re  und ist obligatorisch m it der Geldstrafe 
verbunden.

Der A rtikel 30 sieht die strafrechtliche V erantw ortung für die Ein-
führung in den Umsatz eines betäubenden oder psychotropen Mittels, 
der Mohnmilch oder des M ohnstrohs vor. Bei dem grundlegenden Typ 
der verbotenen V erhaltensw eise beträg t die strafrechtliche Sanktion 
bis zu acht Jah ren  Freiheitsentzug und eine  obligatorische Geldstrafe.

Verglichen m it der Disposition der verbotenen Verhaltensw eise w ur-
de im A rtikel 29 des Gesetzes vom 8.01.1951 die objek tive  Seite um 
neue Substanzen erw eitert, d ie  Gegenstand der V ollzugstätigkeiten sind, 
nämlich die psychotropen Mittel, M ohnmilch und M ohnstroh. Aufoeho- 
ben wurde auch die obere Grenze der strafrechtlichen Sanktion von 5 
auf 8 Jahre.

Paragraiph 2 sieht den privilegierten Kontratyp der strafrechtlichen 
V erhaltensw eise vor, der in Fällen von geringeren Bedeutung Anwen-
dung findet, die strafrechtliche Sanktion w urde auf 1 Jah r Freiheit-
sentzugsstrafe oder Freiheitsbeschränkungsstrafe oder Geldstrafe e in -
geschränkt.

Paragraph 3 pönalisiert die qualifiz ierte straffällige V erhaltensw eise, 
die im Falle e iner größeren M enqe des Objekts der verbotenen Tat 
stattfindet die Sanktion w urde dann aufgehoben und beträg t von 
einem  Jahr der Freiheitsentzuggstrafe bis zu 10 Jah ren  sowie eine 
obligatorische Geldstrafe.

Das Gesetz füh rte e ine  in der vorigen Rechtsregelung unbekannte 
Rechtsverantw ortung für die Herstellung, Aufbewahrung, Verkauf und 
Anw erbung von Geräten ein, deren Eigenschaften darauf verweisen, 
daß sie zur unerlaubten H erstellung oder V erarbeitung von betäuben-
den oder psychotropen M itteln bestimm t sind. Die strafrechtliche Sank-
tion beträg t bis zu 2 Jahren  des Freiheitsentzucrs. deir Freiheitsbeschrän-
kung oder einer Geldstrafe (Art. 28). Dieselbe Strafe wird dem jenigen 
auferleqt, der Geräte und Einrichtungen der Herstellung von betäuben-
den und psychotropen M itteln anpaßt, auch w enn sie zu anderen Zwec-
ken hergestellt w orden sind. Der Artikel sollte in vielen konkreten 
Fällen das Tragen der strafrechtlichen V erantw ortung durch die haus-
backenen H ersteller betäubender Mittel, vor allem  des „polnischen He- 
Toins" erleichtern.

In der vorigen Rechtsregelung m ußte m an die unerlaubte  H erste l-
lung von Rauschmitteln beweisen, w as in vielen Fällen unm öglich waT. 
Jetz t re icht es aus, daß man bei der Durchsuchung der W ohnung Ge-
räte  und Gefäße findet, die zur illegalen Produktion dienen können. Für 
die Frage der strafrechtlichen V erantw ortung ist es unwesentlich, ob 
diese G eräte der Produktion dienten bzw. dienen, es reicht die Ver-



mu'tung aus, daß sie dazu dienen können. Die V erantw ortung trägt auch 
die Person, die jem andes Geräte bei sich aufbew ahrt, auch wenn sie 
sich seihst ihrer nicht bedient.

Die objek tive  Seite dieses A rtikels w eckt viele  Zweifel, vo r allem 
infolge der Unscharfe der Formulierung. Das Gesetz führt erneu t das 
Handlungsmerkm al „aufbewahren" ein, das die am m eisten k ritisierte  
A bart der verbotenen V erhaltensw eise im Art. 29 des Gesetzes vom
8.01.1951 war®.

Ein w eiteres Handlungsmerfcmal des „Anpassens" ist auch unscharf, 
zumal zur häuslichen Produktion keine allzu findigen Geräte erfo rder-
lich sind. Die H erstellung der populären „M akiwara” erfordert lediq- 
lich einen Topf, und zur Herstellung des „polanischen H eroins” re i-
chen die allgemein in der H auswirtschaft Gebrauchten G eräte aus, wie: 
e in Topf, eine schmale Pfanne, e in langes Gefäß, z.B. der Kelch eines 
Sektolases. Im Falle der Nichtbestrafung der Selbstnarkоtisieruna und 
der Tatsache, daß die polnischen N arkom anen in der über sch iedenen 
M ehrheit selbst N arkotika für ihren Bedarf herstellen, bestraft dieser 
Artikel auf indirekte W eise selbst de facto die Einnahme der Rausch-
mittel.

Das Urm uster des A rtikels 28 von 1985 ist der Artikel des Gesetzes 
über die unerlaub te Herstellunq von Spiritus, wo der Gesetzgeber den 
Besitz von G eräten pönalisiert, die zur Produktion von H ausbranntw ein 
notwendig sind (Art. 4 $ 1 und 2 des Gesetzes vom 22.04.1959 über die 
verbo tene Herstellung von Spiritus). Aber eine  identische M arroum  
im Falte der G eräte zur H erstellung von Rauschoift scheint e ine allzu 
breit aufaefaßte Analogie zu sein, die im Enderaebnis t u t  Bestrafung 
lediGlich der Narkom anen führen kann. Die Reaelunaen dieses A rti-
kels können in der Praxis eine Gleiche Rolle spielen, wie sie in dem 
voriaen Rechtsstand der Art. 30 des Gesetzes vom 8.01.1951 gespielt 
hat, der die Einnahme von Rauschmitteln in Gesellschaft einer anderen 
Person pönalisierte. Bei ieder Durchsuchung der W ohnuno eines N ar- 
kom anen Gibt es VaraussetzunGen dazu, daß er  auforund des Art. 28 
des zur Fraae stehenden Gesetzes bestraft wird. Es ist eine  allzu Gefähr-
liche Ausdehnunn der Grenzen der Pönab’siemnG, die überdies inkon-
sequent ist bei dem theraneutisch-reoressionellen Modell des Vor- 
oehens mit Narkom anen, wie es das Gesetz йЬэг die V orbeugung der 
Narkom anie annimimt.

6 Vgl. Z. H o i d a, Odpowiedzia lność karna za zażywanie, obrót i  posiadanie  
środków odurzających  w  Polsce (Strafrechtliche Verantwortung für die Einnahme, den 
Umsatz und Besitz von Rauschmitteln in Polen), Maschinenschrift einer Doktorarbeit, 
Lublin 1978.



Die Artikel 31 und 32 pönalisieren die Sachlage, die in den vo r-
herigen Regelungen im Amt. 161 StGB genorm t wurde.

Der Artikel 31 ist eine  wörtliche W iederholung der früheren Pechts- 
regelung unter Hinzufügung des zweiten Objekts der Vollzugstätigkei-
ten — der psychotropen M ittel. Der U nterschied zwischen den zur 
Frage stehenden Regelungen beruht auf der Höhe der gesetzm äßigen 
Gefährdung; zur Zeit beträg t sie 3 Jah re  Freiheitsentzugsstrafe , im 
Art. 161 StGB betrug die obere Grenze der Sanktion 5 Jahre.

Art. 32 lautet: „W er m it der Absicht, finanziellen oder persönlichen 
Vorteil zu gewinnen, e iner anderen Person ein betäubendes oder psy-
chotropes Miittel zugänglich macht, die Einnahme erleichtert oder zur 
Einnahme eines solchen M ittels auffordert, unterliegt der Freiheitsent- 
zugsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren". Paragraph 2 dieses A r-
tikels sieht einen privilegierten Typ vor, der im Falle e iner Sache von 
geringerer Bedeutung zutrifft — die Sanktion ‘betrifft dann bis zu zwei 
Jah ren Freiheitsentzug.

Die Regelung des A rtikels 32 pönalisiert ein Absicbtsdelikt. Ziel 
der Aufnahme einer verbo tenen Tä'tiakeit ist das Erreichen finanziel-
ler oder persönlicher Vorteile. Der Artikel führt überdies einen driften 
Typ verbo tener V erhaltensw eise ein, nämlich „erleichtert die Einnah-
me". Das kann in der Praxis auf der Zugänglichm achung der W ohnung 
von einem  Rauschgiftsüchtigen seinen Kollecren N arkom anen für eine 
narkotische Sitzung beruhen, als G ecenleistuna für einen Teil des 
RauschmitteTs für sich. Die Einnahme erleichtern ist also eine Form 
der Hilfeleistung; es erg ibt sich daraus, daß diese Form der verbote-
nen V erhaltensw eise im Prinzip auf Handeln beruht7.

Große Tnterpretationszweifei weckt dte Pe^eluma des 5 2 des t u t  

Frage stehenden Artikels, nämlich: „Sache von аетinnerer Bedeutuno". 
Entsoheidunosfreiheit des Gerichts, w ann eine Sache von aerinaerer 
Bedeutung ist, ruft die Verm utung hervor, daß aleiche faktische Sach- 
laoem von verschiedenen Gerichten unterschiedlich betrachte t werden 
können.

Art. 33 führt im Falle der V erurteilung für Straftaten, die in den 
Art. 26—32 bestimm t sind, die obligatorische Rechtsem tscheiduna über 
die Beschlagnahm e der Artikel, die Gegenstand der S traftat bilden, w ie  
auch die Beschlagnahm e der Gecrenstände und W erkzeuoe, die zu de-
ren  ВеаеЪеп dienten oder dafür bestim mt waren, auch wenn sie nicht 
das Einen tum des Täters sind, es sei d e n n , d a ß  sie Gemeinmit sind.

7 Nicht ausgeschlossen ist zwar die M öglichkeit des Begehens einer Absicht-
straftat mit angeblich-eventuellem  Vorsatz. Vgl. I. A n d r e  j e  w, Polskie  prawo  
к ат е  (Polnisches Strafrecht), Warszaw a 1973, S. 139.



Paragraph 2 dieses A rtikels gilbt dem Gericht das Recht, im Falle 
der Verurteilung für Straftaten, die im den Artikeln 26—32 vorge-
sehen sind, eine  Entschädigung in der  Höhe von 5000 bis 20 000 Złoty 
anzuordnen. Es ist anzunehmen, daß die Entschädigung als zusätz-
liche Rechtsbeschwerde nicht N arkom anen auferlegt wird, da diese 
in der Regel m angels fester Einkünfte keine G eldstrafen bezahlen kön-
nen8.

Art. 34 § 1 führt die obligatorische Rechtsentscheidung einer ab-
hängigen Person gegenüber ein, die für eine Straftat veru rte ilt worden 
ist, die in Zusam menhang m it der Einnahme von betäubenden oder 
psychotropen M itteln bleibt — w enn eine  Freiheitsemtzuqsstrafe mit 
Aussetzung auferlegt wunde — die Pflicht, sich einer ärztlichen Be- 
handluno und der Rehabilitation zu unterziehen. Gleichzeitig wird der 
V erurteilte  un ter die Aufsicht e iner Person, Institution oder Oroani- 
sation gestellt. Dieser Artikel ist den Forderungen einer oblioatori sehen 
Anordnunq der Heilpflicht Rauschsuchtiaen qeqenüber entaeoemqekom- 
men, die von dem Gericht zu einer Freiheitsentzugsstrafe mit Aus- 
setzunq ve ru rte ilt w orden sind.

Paraoraph 3 des analysierten Artikels ist e ine  Entsiprechunn des 
Art. 102 StGB. Das Gericht kann qeqenüber einer verurteilten abhsnai- 
леп Person anordnen — im Falle, wenn ihr eine bedinnunaslose Frei- 
heitsentzuqsstrafe auferleqt w urde — daß sie vor dem Abslitzen der 
Strafe in e iner entsprechenden H eilanstalt untem ebrach t wird. Para-
Graph 4 und 5 sind Entsprechunqen des Art. 102 5 2 StGB und des 
Art. 100 § 3 StGB.

Die Statistik der Bürqermilvz zeiot auf, daß  die im Gesetz über die 
Vorbeuaunq der Rauschgiftsucht voroesehenen Straftaten etw a R0°/n 
aller die Narkom anie benleitenden Strafta ten ausmachen. Die Tabelle 1 
zeiat die von der Bürqermiliz 'registrierte, m it der Narkom anie v er-
bundene Kriminalität.

(Von der G erichtsstatistik kann man die V erurteilunoen aufgrund 
der Artikel 199, 203, 208 und 265 StGB, die in Verbindung m it Rausch- 
miit+eln stehen, nicht absondem ).

Die Statistik der V erurteilunoen für das Jah r 1985 zeiqt die T a-
belle 2.

le id e r  ist die Zahl der Taten aufgrund des Gesetzes über die V or-
beugung der Narkom anie nicht bekannt.

8 Die Entschädigung kann im Fall von Schwierigkeiten  im Auspfänden nicht duirch 
eine ETsątzstrafe des Freiheitsentzugs ersetzt werden —  I. A n d r e  j e w ,  W.  S w i d a ,  
W.  W o l t e r ,  Kodeks karny z komentarzem  (Strafgesetz mit Kommentar), W arsza-
wa 1973, s. 653.



T a b e l l e  1

Mit der Narkomanie verbundene Kriminalität Bürgermiliz registriert

Strafgesetzbuch
Artikel:

Gesetz über die Vorbeugung  
der Narkomanie —  Artikel:

Jahr ins-
g e-

samt

199 203 208 265 26 27 28 29 30 31 32 an-
de-
re

1985* 2 667 33 33 208 120 1 218 277 71 4 53 55 85 135
1986 6 883 43 26 228 103 4 879 817 135 7 126 202 94 166

♦ im J ab re  1985, bis zum In krafttreten  des G esetzes Uber die V orbeugung d er N arkomanie,
registrie te  die Bürgerm iliz 197 T aten vom A rt. 29 des G esetzes vom 8.01.1951 sowie 68 Taten vom 
A rt. 30 des oben genannten Gesetze*.

T a b e l l e  2

Die Verurteilungen von Straftaten vorgesehen  
im Gesetz über Vorbeugung der Narkomanie

Artikel
Jahr ins-

gesamt
26 27 28 29 30 31 32

1985 129 54 58 1 3 7 2

Das M inisterium  fur Gesundheitsw esen und Sozialfürsorge hat im 
Ja h re  1987 e inen  Bericht ülber d ie  Realisierung im Ja h re  1986 des 
Gesetzes über die V orbeugung der N arkom anie bearbeitet. Dargestellt 
w urde in diesem Bericht u.a. die epidem iologische Situation, gegeben 
w urde auch eine  synthetische Einschätzung der Rauschgiftsucht in Po-
len.

In den psychiatrischen K rankenhäusern, den D etoxikationsabteilun- 
gen und den Rehabilitationszentren (sie w erden von dem G esundheits-
dienst und der V ereinigung MONAR geführt) ließen  sich im Ja h re  
1985 3015 Personen behandeln. W enn m an die obigen Daten m it den 

Daten für 1984 vergleicht, -beobachtet m an keinen A nstieg der Zahl 
vom Personen, die sich e iner ärztlichen Behandlung unterziehen.

M an beobachtete sogar e inen bestim mten Rückgang, im am bulanten 
Heilw esen um 9,4%, im stationären Heilw esen um 6,8%.

Aus den erhaltenen  M eldungen aus einigen W ojew odschaften (voll-
ständige Daten für das Ja h r 1986 bleiben aus) ergib t es sich, daß sich 
im Jah re  1986 die Zahl der Personen, d ie  sich zur Behandlung und



Rehabilitation ammelden, verringert hat. Und so m eldeten sich in den 
K onsultationspunkten des MONAR im Jah re  1986 — 1970 Personen 
an, wahrend es im Jah re  1985 — 2205 Personen w aren  (Rückgang im 
Ja h re  1986 um 10,7%).

Es fällt schwer, schon je tz t einzuschätzen, oib die beobachteten Ten-
denzen e inen festen Charakter haben. Unbekannt ist auch, woraus sie 
sich ergeben und ob das e in  Ergebnis des Gesetzes über die Vorbeu-
gung der N arkom anie ist, oder auch ob es die  Änderung des Modells 
der Betäubung ist, denn in vielen W ojew odschaften stieg die Zahl der 
Personen, die sich mit Ersatzm itteln 'betäuben (flüchtige Lösungsmittel, 
Leimstoffe), es sind hauptsächlich Schüler von Grund- und Berufsschulen.

Aus den durchgeführten Forschungen ergibt es sich, daß unter 
den im Jah re  1985 sich zur sta tionären Behandlung ammeklenden Per-
sonen die Zahl der von  Opiaten Abhängigen zurückgegangen ist, bei 
einem  gleichzeitigen Anstieg der Zahl der von Inhalationsm itteln sowie 
Beruhigungs- und Schlafm itteln Abhängigen.

Aus den Daten der Hauptkommandaintur der Bürgermiliz ergibt es 
sich, daß im Jah re  1985 e in  Anstieg der reg istrierten Personen erfol-
gte — verglichen m it dem Jahr 1985 — und daß dieser A nstieg nur
0,9% ausmacht, w ährend in den vorigen Jah ren  (1982— 1984) dieser 
Anstieg 16,3%— 11,1% betrug.

Nach den obigen Daten no tierte  man einen  Rückgang der Zahl von 
N arkom anen in 21 W ojew odschaften u.a. Katowice, LubLm, Legnica, 
Je lenia Góra, Koszalin und Opole.

Überdies w urde festgestellt, daß in der A ltersstruktur deir Rausch-
giftsüchtigen nach der V erringerung der Zahl der M inderjührigen und 
Jugendlichen Personen im A lter von 21—24 Jahren  (35,6% der ganzen 
Population) und im A lter von überhalb 24 Jah ren  (27,4%) zu dom i-
nieren beginnen.

Keiner Veränderung unterlag  der städtische Charakter der Rausch-
giftsucht. Von der Gesam tzahl von 16 838 N arkom anen (registriert von 
der Hauptkommandaintur der Bürgermiliz) wohnten im Jah re  1986 nur 
825 auf dem Lande. Ähnlich gesta ltete  sich die soziale Abstammung der 
Rauschgiftsüchtigen. Aus Bauernfamilien stam mten 859, also 5,1%, die 
übrigen entstam m ten städtischen Kreisen, w ovon 11 929 (70,8%) aus 
A rbeiterfam ilien stam mten und 4050 (24,1%) aus Intelligenzfamilien.

Dar niedrige Grad der Bildung und der beruflichen V orbereitung 
(49,8% haiben nur e ine  Grundschule beendet) hatte  einen w eiteren 
Anstieg der Zahl der N ichtberufstätigen von 8681 auf 8909 zur Folge. 
Gestiegen ist die Zahl der vorbestraften Rauschgiftsüchtigen (von 4383 
auf 4622), sie m achen jetzt 26,0% aller Registrierten aus.

A ngestiegen ist die Zahl der V ergiftungen nach Ü berdosierung von



У43 auf 1025, darunter mit Exitus von 109 a  ui l i? . in  ih m - enisckie- 
uenen МептПеЦ waren die Opter des Lasters junge Leute am /m o r 
von nicht über 25 Jahren, darunter b M inderjährige. i>ie Ы scneunung 
der Narkom anie ist gegenw ärtig am intensivsten in aen  W ojewoa- 
schalten: W arszaw a, Elbląg, Gdańsk, Jelen ia  Góra, Katowice, Koszalin, 
Kraków, Legnica, bzczecin und W rocław.

i>ie Vorbeugung dem Schmuggel nm internationalen Umsatz obliegt 
vor allem  dem Hauptzoilaimt.

In den letz ten  zwei Ja h re n  no tierte  m an ke ine  ernsthafteren  Fälle 
von Rauschgiftschmuggel. Im Jalire  1986 en tdeckte  m an dreim al Por-
tionen von Haschisch und indischem  Hanf in der M enge von einigen 
Gram m in Geheimfächern der Transportm ittel, die auf internationalen  
S trecken verkehren.

Überdies Deschiagnahmten die Zollämter im Jah re  1986 hauptsäch-
lich im Postverkehr 96,8 kg Arzneim ittel, die  als Bestandteile psycho-
trope Substanzen hatten  und e tw a 1,5 T onen M edikam ente, die lau t 
Anordnung des M inisters für Gesundheitswesen und Sozialfürsorge 
als gesundheitsschädlich e rk lä rt w urden.

Die polnische Zollverwaltung nimmt in der A nerkennung der Be-
drohung durch die Straffälligkeit, die m it der N arkom anie  und dem 
Rauschgiftschm uggel verbunden ist, system atisch Schulungs- und V or-
beugungsaktivitäten auf.

Die Zollbeam ten verw arten  die Erfahrungen anderer Zollverw altun-
gen im Bereich der Bekämpfung des Rauschgiftschm uggels und ve r-
folgen laufend deren Errungenschaften in diesem  Bereich. Das obenge-
nann te  Dienstpersonal benutzt die  von  dem  Rat für Zollzusammen- 
a.rbeit, dessen M itglied Polen ist, herausgegebenen Bulletins.

Im Ja h re  1986 führte  die G eneralstaatsanw altschaft e ine  Kontrolle 
der Beachtung der Vorschriften des Gesetzes durch, die  die V orbeu-
gung der N arkom anie normen, hauptsächlich d ie  Reglem entierung und 
den Umsatz von M itteln, die zur H erstellung von  Rauschm itteln und 
psychotropen Substanzen dienen. Die Kontrolle w urde insgesam t in 
18 W ojew odschaftsstaatsanw altschaften durchgeführt, und  in  der Zeit 
vom 1. Ja nuar bis zum 30. Septem ber 1986 in verschiedenartigen  o rga-
nisato rischen Einheiten, darun ter:

a) in den regionalen O rganen der staatlichen  V erw altung der 
Grund- und der W ojewodschaftsebene,

b) in A potheken und A pothekenpunkten,
c) in der Bäuerlichen Handelsgenossenschaft,
d) in den H eilkräuterbetrieben „Herbapol",

e) in den U nternehm en der pharm azeutischen V ersorgung „Cefarm”.
Die von der G eneralstaatsantsanw altschaft form ulierten Schlußfol-



gerungen betonen die Tatsache, daß in der Einschätzung der K ontrol-
lierenden angesehen wurde, daß  das Gesetz in hohem  G rade bereits 
die A usm aße des Anbaus von M ohn und Hanf e ingeschränkt ha tte  und 
die Überwachung der Anbauflächen dieser Pflanzen vonseiten der re -
gionalen O rgane der staatlichen V erw altung veru rsach t hatte . Zum 
V orschein kom m ende Rechtsw idrigkeiten haben hauptsächlich einen 
form al-juristischen Charakter und beziehen sich auf den Inhalt der e r-
te ilten  Genehm igungen oder die Ausfüllung der geführten Register.

G ebessert w erden muß das Zusam m enw irken der reg ionalen O rgane 
der staatlichen V erw altung mit den  gesellschfatiichen O rganisationen, 
die sich m it der zur Frage stehenden Problem atik befassen, u.a. im 
Bereich der Popularisierung der V orschriften über d ie  Vorbeugung der 
N arkom anie und der Kontrolle der Anbauflächen von  M ohn und Hanf. 
Zu bessern ist auch die Absicherung der K rankenhausapotheken. A k-
tuell bleibt überdies die N otw endigkeit der Durchführung e iner Popu-
larisierung der Rechtsvorschriften über die Vorbeugung der N arkom a-
n ie  und der auf deren  G rund erlassenen D urchführungsakten.

In den breit aufgefaßten prophylaktischen A ktivitä ten  besteh t die 
Notw endigkeit e iner erz ieherischen  Einwirkung auf die Jugend, die 
H auptrolle sollten in diesem  Fall d ie  Jugendorganisationen spielen.

Die Beschlüsse der G eneralstaatsanw altschaft nach der K ontrolle 
stehen in einem  gew issen W iderspruch zu den Fakten, d ie  von  der 
Bürgermiliz und  von dem G esunheitsdienst reg is tr ier t w orden sind. Es 
scheint, daß trotz der Einführung von  gesetzlichen V erbo ten w eiterhin 
die Tendenz zum Anstieg der Zahl der Abhängigen und  der durch  die 
A bhängigkeit Bedrohten aufrech terhalten bleibt. Der Kreis der A bneh-
m er der Rauschmittel und der psychotropen Substanzen w ird größer, 
dadurch  besteht bei dem  beschränkten Zugang zu narko tischen  Roh- 
stoifen, besonders zu M ohnstroh, die Gefahr, die von  dem Kriminal- 
büro der Hauptkom m andantur der Bürgerm iliz signalisiert wurde, daß 
andere, Ersatzrohstoffe verw endet werden, darun ter  vor allem:

1) Giftpilze — hauptsächlich der Schopftintling, der Indolalkaloide 
von Psillozin enthält,

2) Pflanzen aus der G ruppe der N achtschattengew ächse, z.B. Toll-
kirschen, Stechäpfel und Schwarzes Bilsenkraut.

Das Krim inalbüro betont auch den  A nstieg der S traftaten, die  von 
Personen im Zustand des narkotischen H ungers begangen w urden  oder 
nach der Einnahm e von Rauschm itteln — von  135 im Ja h re  1985 auf 
166 im Jah re  1986.

Diese T aten kennzeichnen sich durch e ine  D eterm ination der Täter, 
durch Aggressivität und Brutalität in bezug auf die Benachteiligten.

Es ist anzunehmen, daß die Einschränkung der Zugänglichkeit des



M ohnstrohs und des Hanfs die Übernahm e der Produktion und der V er-
treibung der Rauschm ittel durch o rgan isierte  Krim inelle verursachen
kann9.

Ohne d ie Aufnahm e b reit angelegter p rophy laktischer A ktivitäten 
sowohl im Bereich der Einschränkung der N achfrage und des Angebots, 
wie auch durch die Erfassung durch das Heilwesen aller Personen, die 
sich ärztlich behandeln lassen wollen, scheint die Einschränkung der 
Erscheinung der Narkom anie in Polen nicht möglich zu sein.

Brunon Hołyst

EFEKTYWNOŚĆ ZAPOBIEGANIA I ZWALCZANIA NARKOMANII
W  POLSCE

Narkomania stanow i w dalszym ciągu problem poznawczy. Nfe są znane roz-
miary tego zjawiska, nie określone determinanty zewnętrzne narkotyzowania się, jak  
również m otywacje wewnętrzne. Narkomania jako problem decyzyjny typu: jakie  
środki, w jaki sposób angażow ać w  w alkę, ze szkodliw ym zjaw iskiem  — bez roz-
wiązania problemu poznawczego, a w ięc dokonania rzetelnej m etodologicznej dia-
gnozy, pozostać musi pseudoproblemem.

W centrum uw agi społecznej znalazł s ię ten problem dopiero od początku lat 
osiem dziesiątych.

Sejm w dniu 31 stycznia 1985 r. uchw alił ustawę o zapobieganiu narkomanii. 
Ustawa ta jest pierw szym w  naszym prawodaw stwie aktem regulującym  w  sposób  
kom pleksow y zjaw isko narkomanii.

Cały pakiet aktów w ykonaw czych opublikowany został pod koniec 1985 r. Do  
tej pory nie zostało w ydane rozporządzenie Ministra Zdrowia i Opieki Społecznej
0 środkach zastępczych, które są stosowane zamiast lub w takich sam ych celach  
jak środki odurzające i psychotropowe. Poza reglam entacją prawną pozostają środki 
nagminnie używ ane przez pewną część m łodzieży uzależnionej.

Do końca 1986 r. powinno zostać uiruchomionych ok. 30 placówek profilaktyczno- 
-w ychow aw czych (bez dodatkowych nakładów  inw estycyjnych) jednakże ze w stęp-
nej opinii wynika, iż nie utworzono naw et połow y z planowanych.

N ajpełniejszy program terapii odbywa się w Ośrodku Socjoterapii, n iestety  funk-
cjonuje tylko jeden na terenie kraju.

D ziałalność leczniczą, rehabilitacyjną i resocjalizacyjną osób uzależnionych, która  
jest jednym z najistotniejszych zadań ustawy, koordynuje M inisterstw o Zdrowia
1 Opieki Społecznej.

Ustawa dopuszcza prowadzenie rehabilitacji i readaptacji osób uzależnionych  
przez organizacje społeczne, kościół i inne związki w yznaniow e oraz osoby fizyczne  
na podstawie zezw olenia Ministra Zdrowia i Opieki Społecznej (art. 23 § 2).

• Vgl. M. T r z e c i ń s k a - Ł a b ę d z k a ,  Patologia a prawo. Co dalej z  uprawą  
maku (Pathologie und Gesetz. Was weiter mit dem Anbau von Mohn?), „Rada N a-
rodowa" 1986, Nr. 8.



W ydaje się, że zdecydow anie zbyt w ąskie są alternatywy leczenia narkoma-
nów  — spraw ców  czynów  karalnych. Minister Sprawiedliwości w ydał dwa rozpo-
rządzenia w tej sprawie.

Kolejną sprawą jest zbyt szczupła baza leczniczo-profilaktyczna, chociaż w la-
tach 1981— 1986 nastąpił wzrost liczby specjalistycznych placów ek leczniczych, re-
habilitacyjnych i readaptacyjnych dla osób uzależnionych.

Oceniając model profilaktyczno-leczniczy przyjęty przez Ustawę o Zapobieganiu  
Narkomanii można stwierdzić, iż mimo w ysiłków, jego funkcjonowanie nie jest za-
dowalające.

Ustawa o zapobieganiu narkomanii jest aktem prawnym posiiadającym zbyt wiele  
luk. W ydane do niej akty w ykonaw cze mimo długiego czasu ich opracowywania  
nie są przygotow ane praw idłowo, operują ogólnikami. W ydaje się, że mimo nazwy  
ustaw y „o zapobieganiu narkomanii" bardziej jest to ustawa o zwalczaniu tego zja-
wiska.

Poprawy w ymaga w spółdziałanie terenow ych organów administracji państwowej 
z organizacjami społecznymi, zajmującymi się omawianą problematyką m. in. w za-
kresie popularyzacji przepisów o zapobieganiu narkomanii oraz kontroli upraw maku
i konopi. N ależy także poprawić stan zabezpieczenia aptek szpitalnych przed kra-
dzieżami.

Ponadto aktualna pozostaje potrzeba prowadzenia popularyzacji przepisów ustaw y
o zapobieganiu narkomanii i w ydanych na jej podstawie aktów w ykonaw czych.

W szeroko pojm owanych działaniach profilaktycznych istnieje konieczność od-
działyw ania w ychow aw czego na młodzieżi główną rolę pow inny w  tym wypadku  
spełniać organizacje młodzieżowe.

Bez podjęcia szerokich działań profilaktycznych nie w ydaje się m ożliwe ograni-
czenie zjawiska narkomanii w Polsce.


